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Das Grundgesetz - Verfassung für Deutschland 
1. Der Beitritt der DDR wahrt die Verfassungskontinuität 
Die Volkskammer hat am 23. August 1990 mit einer Mehrheit 
von mehr als 80 Prozent der abgegebenen Stimmen den Bei­
tritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 23 des Grundge­
setzes mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 erklärt.1 Die damit 
verbundene Erwartung, daß die Beratungen zum Einigungs­
vertrag zu diesem Termin abgeschlossen sein werden, hat sich 
erfüllt.2 Artikel 3 des Einigungsvertrages stellt fest, daß das 
Grundgesetz im Gebiet der vormaligen DDR mit dem Wirk­
samwerden des Beitritts in Kraft tritt, mit den im Einigungs­
vertrag vorgesehenen Änderungen und vorbehaltlich der ver­
schiedenen, längstens bis zum 31. Oktober 1995 zulässigen 
Übergangsregelungen. 
Der Einigungsvertrag gibt auch der Präambel des Grundge­
setzes eine neue Fassung. Die neugefaßte Präambel knüpft 
daran an, daß die staatliche Einheit der Deutschen das Staats­
ziel des Grundgesetzes war und ist3, und bekundet: »Die 
Deutschen (...) haben in freier Selbstbestimmung die Einheit 
und Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grund­
gesetz für das gesamte Deutsche Volk.« Die ursprüngliche 
und die jetzige Präambel beurkunden: Das Deutsche Volk hat 
sich kraft seiner verfassunggebenden Gewalt dieses Grundge­
setz gegeben. Das Grundgesetz, vier Jahre nach dem Kriegs­
ende beschlossen, war ein Provisorium. Denn Deutschland 
war besetzt, geteilt, zerstört; Teile des Landes waren annek­
tiert oder drohten annektiert zu werden. Das Grundgesetz war 
kein Provisorium, was seine volle Bedeutung und Geltung als 
Verfassung des zunächst wiedererrichteten Teil-Deutschlands 
anbelangte und was seinen Anspruch betraf, zukünftig einmal 
die Verfassung ganz Deutschlands zu sein. Die Deutschen in 
West-Deutschland, die sich das Grundgesetz gaben, haben -
wie die Präambel aussprach - »auch für jene Deutschen ge­
handelt, denen mitzuwirken versagt war«. Dahin ging auch die 
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Intention der drei Militärgouverneure, die den Weg zur erneu­
erten deutschen Staatlichkeit initiierten und freigaben: »Die 
Verfassunggebende Versammlung wird eine demokratische 
Verfassung ausarbeiten, die für die betroffenen Länder eine 
Regierungsform des föderalistischen Typs schafft, die am be­
sten geeignet ist, die gegenwärtig zerrissene deutsche Einheit 
schließlich wiederherzustellen ( . . . )« . 4 Als die drei Mächte 
wenige Jahre später ihre Besatzungshoheit aufgaben, bekräf­
tigten sie, daß das wiedervereinigte Deutschland »eine frei­
heitlich-demokratische Verfassung, ähnlich wie die Bundes­
republik«, besitzen solle.5 
Der Parlamentarische Rat, der mit dem Grundgesetz 
Deutschland nicht neu konstituieren, sondern neu organisie­
ren wollte, wollte aber doch »gesamtdeutschen Anliegen unter 
gesamtdeutschen Gesichtspunkten« gerecht werden, ohne zu 
übersehen, daß eine »gesamtdeutsche konstitutionelle Lö­
sung« erst möglich sein würde, »wenn eines Tages eine deut­
sche Nationalversammlung in voller Freiheit wird gewählt 
werden können«. Das Grundgesetz wollte also, wenn auch nur 
auf ein Teilgebiet Deutschlands beschränkt, »eine gesamt­
deutsche Angelegenheit« sein und »seiner Legitimität nach 
auf Grund eines gesamtdeutschen Mandats« entstehen. Es 
sollte aber an dem Tage automatisch außer Kraft treten, »an 
dem eine frei gewählte, frei handelnde, von dem ganzen deut­
schen Volk entsandte Nationalversammlung - nicht in Abän­
derung dieses Grundgesetzes, sondern originär - die endgül­
tige Verfassung, die wirkliche Verfassung Deutschlands ge­
schaffen haben wird«.6 
Das Bundesverfassungsgericht hat der Präambel des Grund­
gesetzes rechtliche Bedeutung zugemessen und darin insbe­
sondere ein verfassungsrechtliches »Wiedervereinigungsge­
bot« verankert gesehen. Es hat den politischen Organen einen 
weiten Gestaltungsspielraum zugemessen, um das Ziel der 
Wiedervereinigung anzustreben, und anerkannt, daß sie in 
eigener Verantwortung, das heißt ohne verfassungsrechtlich 
vorgezeichnete Bahn, entscheiden müssen, »mit welchen poli­
tischen Mitteln und auf welchen politischen Wegen sie dieses 
Ziel zu erreichen oder ihm wenigstens näherzukommen su­
chen (.. .)«. 7 Diese verfassungsrechtlichen Direktiven sind zu 
bedenken, wenn die Bedeutung des »Beitritts« nach Artikel 
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23 Satz 2 Grundgesetz (GG), die Regelungsvollmacht des 
Bundesgesetzgebers bei der rechtlichen Bewerkstelligung der 
Einheit Deutschlands und der Sinn des Artikels 146 GG be­
trachtet werden. 
Die Vorschriften des Artikels 146 GG ist durch Artikel 4 
Nr. 6 des Einigungsvertrages neu gefaßt worden. Sie war in 
ihrer ursprünglichen Fassung eine außerordentliche Revi­
sionsklausel, mit der bekräftigt wurde, daß ein wiederverei­
nigtes Deutschland sich eine Verfassung ohne Bindung an das 
Grundgesetz geben werde, »die von dem deutschen Volke in 
freier Entscheidung beschlossen worden ist«. Die Entste­
hungsgeschichte zeigt, daß diese Revisionsklausel den beiden 
Hindernissen einer freien und gesamtdeutschen Verfassungs­
gebung Rechnung tragen wollte, die bei der Verabschiedung 
des Grundgesetzes bestanden: der Besatzungshoheit der Vier 
Mächte über das geteilte Deutschland und der fehlenden Mit­
wirkung der Deutschen in den Teilen Deutschlands außerhalb 
des Bundesgebietes. In welcher Weise dann die neue Verfas­
sung von dem deutschen Volke in freier Entscheidung zu 
beschließen sein würde, durch eine Nationalversammlung, mit 
oder ohne Volksabstimmung oder anders, ließ Artikel 146 GG 
- und läßt Artikel 146 GG in der Fassung des Einigungsvertra­
ges - offen. 
Der Beitritt der DDR nach Artikel 23 Satz 2 GG beruht auf 
einer freien Entscheidung der DDR, die von der Volkskam­
mer auf der Grundlage einer breiten und nahezu einmütigen 
Zustimmung in dieser Volksvertretung wie im früheren Staats­
volk der DDR getroffen worden ist. Die durch die Volkskam­
merwahlen vom 18. März 1990 förmlich bekräftigte verfas-
sungsgestaltende Entscheidung der DDR-Bevölkerung für die 
Einheit Deutschlands und die freiheitliche Demokratie bedeu­
tet die Entscheidung für den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
Satz 2 GG und damit für das Grundgesetz als die gesamtdeut­
sche Verfassung.8 
2. Auftrag zur Verfassungsrevision im Einigungsvertrag? 
Der Einigungsvertrag hat in der Neufassung des Artikel 146 
GG bekräftigt, daß das Grundgesetz nach Vollendung der 
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Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche 
Volk gilt, und außerdem die an sich selbstverständliche Fest­
stellung angefügt, daß das Grundgesetz seine Gültigkeit an 
dem Tage verliert, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die 
von dem deutschen Volk in freier Entscheidung beschlossen 
worden ist. Durch die Erfüllung des Wiedervereinigungsge­
bots und durch die Änderung des Artikels 146 G G hat diese 
Bestimmung ihren Charakter als außerordentliche Revisions­
klausel für den künftigen Fall der Wiedervereinigung verlo­
ren.9 Soweit Politiker und Juristen vor dem Beitritt der DDR 
Artikel 146 GG als eine »Chance« der Verfassungspolitik 
sahen, die nicht aufgegeben werden dürfe und die nicht durch 
die Wahl des Weges über Artikel 23 GG hinfällig würde, ist 
für eine solche Auffassung nunmehr in Artikel 146 GG kein 
Rechtsboden mehr zu finden. Artikel 146 GG enthält weder 
einen Auftrag noch eine außerordentliche Ermächtigung zu 
einer Revision des Grundgesetzes oder zu seiner Ersetzung 
durch eine neue Verfassung. 
Der Einigungsvertrag hat sich auf »beitrittsbedingte« Ände­
rungen des Grundgesetzes beschränkt. Er hat außerdem in 
einem Artikel über »künftige Verfassungsänderungen« (Arti­
kel 5) eine Empfehlung der Regierungen der beiden Vertrags­
parteien an die gesetzgebenden Körperschaften des vereinten 
Deutschlands (Bundestag und Bundesrat) aufgenommen, 
»sich innerhalb von zwei Jahren mit den im Zusammenhang 
mit der deutschen Einigung aufgeworfenen Fragen zur Ände­
rung oder Ergänzung des Grundgesetzes zu befassen«. Die 
Regierungen empfehlen eine Befassung insbesondere mit zwei 
näher bezeichneten bundesstaatsrechtlichen Themen sowie 
»mit den Überlegungen zur Aufnahme von Staatszielbestim­
mungen in das Grundgesetz« und »mit der Frage der Anwen­
dung des Artikels 146 des Grundgesetzes und in deren Rah­
men einer Volksabstimmung«. 
Die Aufnahme dieser Empfehlungen der beiden Regierun­
gen in den Einigungsvertrag gibt ihnen keine rechtliche Ver­
bindlichkeit für die Bundesrepublik oder für deren gesetzge­
bende Körperschaften. Es handelt sich um eine sachlich auf 
den Vorgang der Herstellung der deutschen Einheit be­
schränkte Mitteilung über eine politische Auffassung der bei­
den Regierungen. Die Empfehlung, sich mit bestimmten Fra-
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gen zu befassen, ist überdies keine Empfehlung, über diese 
Fragen eine Entscheidung zu treffen, oder gar, diese Fragen in 
einer bestimmten Weise zu lösen. Es kann keine Rede davon 
sein, daß Artikel 146 GG in Verbindung mit Artikel 5 des 
Einigungsvertrages »die Ausarbeitung einer neuen Verfassung 
und eine Volksabstimmung darüber beinhaltet«,1 0 oder einen 
Auftrag dahin festlegte, eine Änderung oder Revision des 
Grundgesetzes in Angriff zu nehmen. 
3. Kriterien der Verfassungspolitik 
Das Grundgesetz sieht in Artikel 79 GG die Möglichkeit der 
verfassungsändernden Gesetzgebung vor und bindet diese Be­
fugnis der gesetzgebenden Körperschaften an bestimmte for­
melle und inhaltliche Bedingungen. Von dieser Möglichkeit ist 
bisher, einschließlich des Artikels 4 des Einigungsvertrages, 
.mit 36 Änderungsgesetzen Gebrauch gemacht worden. Wenn 
sich die tragenden politischen Kräfte einig sind, trifft der 
politische Änderungs- und Reformwille dem Prinzip nach auf 
kein Hindernis. Dementsprechend kann auch die Herstellung 
der Einheit Deutschlands, über die beitrittsbedingten Verfas­
sungsänderungen hinaus, Erfordernisse oder Bedürfnisse zur 
Änderung oder Ergänzung des Grundgesetzes hervorrufen 
oder verstärken. Durch Artikel 79 GG ist der Weg gewiesen, 
wie derartige politische Vorhaben realisiert werden können. 
Verfassungspolitik wird sich an dem Sinn und der möglichen 
Tragweite einer Verfassung auszurichten haben. Verfassung-
gebung mit der Absicht, eine Art Faustpfand für die Verhand­
lungen über die Wiedervereinigung Deutschlands zu schaf­
fen,11 hat einen schlechten Ratgeber. Verfassungsänderungen, 
die nicht einen klaren Mangel beheben oder eine durch verän­
derte Umstände notwendig gewordene Novellierung vorneh­
men wollen, müssen ihre Vernünftigkeit überzeugend recht­
fertigen können. Programmsätze versprechen mehr als die 
Praxis des Rechts halten kann. Die Proklamation von Staats­
aufgaben kann in der Regel nur einen appellativen Wert, nicht 
aber eine rechtlich faßbare Wirkung haben.12 Mit Verheißun­
gen und Programmen kann nicht ein verfassungsrechtlicher 
Schleichweg angelegt werden, der den Gesetzgeber umgeht 
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und die Gerichte unmittelbar zu Faktoren der Sozial- und 
Gesellschaftspolitik macht. Die rechtsstaatliche und demokra­
tische Garantiefunktion des Gesetzes kann nicht überspielt, 
die politische Entscheidung des Gesetzgebers kann nicht er­
spart und durch wohlklingende Formeln vorweggenommen 
werden. 
Im Zuge des Prozesses der deutschen Einigung sind eine 
ganze Reihe von Ideen und Projekten vorgebracht worden, 
die teils bekannte Postulate wiederholen, teils kontroverse 
parteipolitische Forderungen erneuern, wie zum Beispiel das 
Verbot der Aussperrung als Mittel des Arbeitskampfes.13 An­
dere verfassungspolitische Programmpunkte sind denkbar und 
werden vielleicht früher oder später eine hinreichende Dring­
lichkeit und Verfestigung für Änderungsvorschläge anneh­
men: die Weiterentwicklung des vom Sozialismus emanzipier­
ten Sozialstaates unter Berücksichtigung der ökologischen Er­
fordernisse; die Neuorientierung des Föderalismus innerhalb 
der Nationalstaaten und über sie hinaus, angesichts der zur 
politischen Union drängenden europäischen Integration,14 die 
Austarierung der gesetzmäßigen Freiheit und der gemein­
schaftsnotwendigen Pflichten. Nicht alle politischen Wünsch-
barkeiten eignen sich dazu, in der Verfassung »verankert« zu 
werden. Die Aufkündigung des Gesellschaftsvertrages des 
wechselbezüglichen Bandes von Pflicht und Leistung des ein­
zelnen und von Schutz und Rechtszuweisung durch die staatli­
che Gemeinschaft, auf der jenes kunstvolle Bauwerk des west­
lichen Verfassungsstaates beruht, durch einen Teil der Intelli-
genzija und - zeitweise - der nachwachsenden Generation 
kann nicht durch in die Verfassung geschriebene »Grund­
pflichten« verhindert werden, ebenso wie das sozialpolitische 
und ökologische Schutzbedürfnis nicht durch soziale oder par-
tizipatorische »Rechte« erfüllt werden kann. 
Der Einigungsvertrag, in dieser Hinsicht materiell ein Akt 
der Verfassungspolitik, hat in einer Reihe von Bestimmungen 
Staatsaufgaben und Gesetzgebungsaufträge normiert, so zu 
den Themen Arbeit und Soziales (Artikel 30), Familie und 
Frauen (Artikel 31), Umweltschutz (Artikel 34)15 und Kultur 
(Artikel 35).16 Die lange debattierte Staatszielbestimmung 
Umweltschutz beispielsweise ist nunmehr vertragsgeschaffe­
nes Bundesrecht (siehe Artikel 45 Absatz 2 Einigungsvertrag): 
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Es ist Aufgabe des Gesetzgebers, »die natürlichen Lebens­
grundlagen des Menschen unter Beachtung des Vorsorge-, 
Verursacher- und Kooperationsprinzips zu schützen und die 
Einheitlichkeit der ökologischen Lebensverhältnisse auf ho­
hem, mindestens jedoch dem in der Bundesrepublik Deutsch­
land erreichten Niveau zu fördern« (Artikel 34 Absatz 1). 
Die Prämisse für die erfolgreiche und nachhaltige Erfüllung 
der materiellen Grundziele, die von Verfassungsrecht und 
Verfassungspolitik für die wirtschaftliche, soziale und ökologi­
sche Zukunftssicherung gefordert werden oder gefordert wer­
den können, ist die Leistungskraft und Funktionsfähigkeit der 
parlamentarischen Demokratie. Diese Prämisse könnte durch 
die Einführung plebiszitärer Verfahren der »Volksgesetzge­
bung« nicht gestärkt, sondern allenfalls geschwächt werden. 
Das Grundgesetz hat die Grundsätze der parlamentarischen 
Demokratie konsequenter verwirklicht als die Weimarer 
Reichsverfassung. Das Absehen von plebiszitären Verfahren 
der Gesetzgebung (Volksbegehren, Volksentscheid)17 sichert 
und stärkt die politische Entscheidungsfähigkeit der parla­
mentarischen Volksvertretung, des Bundestages, und verhin­
dert ein Überspielen der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
an der Gesetzgebung. Das Absehen von einer Volkswahl des 
Bundespräsidenten läßt von vornherein jenen Dualismus von 
Staatspräsident und Volksvertretung nicht entstehen, der zwar 
nicht notwendigerweise, aber doch der Möglichkeit nach die 
Staatskrise einer Konfrontation und den Weg zu einem Präsi­
dialregime öffnet. 
4. Verfassungsänderung oder Volksabstimmung? 
Obwohl auf der Ebene der Grundprinzipien ein Bedürfnis zur 
Änderung des Grundgesetzes nicht gesehen wird, tritt ver­
schiedentlich die Auffassung auf den Plan, daß der - offenbar 
als zu technokratisch empfundene - Beitritt nach Artikel 23 
Satz 2 G G nicht genüge, um der Geltungserstreckung des 
Grundgesetzes auf das Gebiet der einstigen DDR durch 
Staatsvertrag oder Bundesgesetz eine hinreichende Legiti­
mität zu verschaffen und die Integration Deutschlands zu be­
wirken.18 Auch von politischen Gruppen wird zu der Einberu-
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fung einer verfassunggebenden Versammlung19 oder einer 
»neuen, gesamtdeutschen Verfassung, einer verfassunggeben­
den Versammlung« und zu einem »Volksentscheid über die 
neue Verfassung«20 aufgerufen. Die im Zusammenhang mit 
der deutschen Einigung stehende und mit einer Volksabstim­
mung zu verbindende Volksabstimmung findet auch in der 
SPD Fürsprecher.21 
Die Motive und Gründe für die Postulate einer Verfas­
sungsrevision und einer Volksabstimmung über das Grundge­
setz oder eine revidierte, neue Verfassung sind verschiedenar­
tig. Sie werden, was noch am ehesten einleuchten könnte, aus 
den besonderen Umständen der Wiedervereinigung hergelei­
tet, überwiegend aber aus einer vermeintlichen Doktrin de­
mokratischer Verfassunggebung. In der Tat ist es »dem deut­
schen Volk seit der Niederlage des deutschen Staates im Zwei­
ten Weltkrieg versagt geblieben (...), in freier Selbstbestim­
mung über seine politische Form zu entscheiden«. 2 2 Dies ist 
nun durch die Volkskammerwahlen, die Beschlüsse der 
Volkskammer und des Bundestages und den Abschluß des 
Einigungsvertrages mit verfassungsändernden Mehrheiten in 
beiden deutschen Staaten geschehen. Darin liegt eine freie 
Entscheidung des - noch geteilten, aber die Einheit anstreben­
den - deutschen Volkes. Weder das Verfassungsrecht noch die 
seit der Französischen Revolution übernommene Doktrin von 
der verfassunggebenden Gewalt des Volkes gebieten, daß eine 
Verfassunggebung oder eine Erweiterung des räumlichen Gel­
tungsbereichs der Verfassung einer Volksabstimmung bedür­
fen. Unter den gegebenen Umständen müßte eine Volksab­
stimmung sogar als ein zielloses und dem Risiko der Schwä­
chung der normativen Kraft des Grundgesetzes ausgesetztes 
Vorhaben angesehen werden.23 »Rein als Verfassung und im 
rechtsgeschichtlichen Zusammenhang betrachtet, stellt das 
Grundgesetz nämlich nach wie vor das Optimum des bisher in 
Deutschland und anderswo je Erreichten dar. Weshalb beim 
Einigungsprozeß diese Garantien gegenüber dem völlig offe­
nen Ausgang einer neuen Verfassungsgesetzgebung aufs Spiel 
setzen?« 2 4 
Die Revisionsklausel des Artikels 146 GG in der Fassung des 
Einigungsvertrages verweist, soweit sie über die Feststellung 
der erreichten Wiedervereinigung und der gesamtdeutschen 
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Geltung des Grundgesetzes hinausgeht, nur auf die allgemein 
bestehende Möglichkeit einer zukünftigen Verfassunggebung 
und deren Grundbedingung, daß sie durch »freie Entschei­
dung« des deutschen Volkes beschlossen werden müsse. Sie 
kann, auch wenn sie zusammen mit der Empfehlung der Regie­
rungen nach Artikel 5 des Einigungsvertrages betrachtet wird, 
nicht unmittelbar auf Grund der dort normierten Möglichkeit 
der Schaffung einer neuen Verfassung zu einer Verfassungge­
bung in Gestalt der Ersetzung des Grundgesetzes führen. Eine 
derartige Verfassunggebung setzt eine Organisations- und Ver­
fahrensregelung für die Verfassungsrevision voraus; insoweit 
wendet sich Artikel 5 des Einigungsvertrages zu Recht an die 
gesetzgebenden Körperschaften des vereinten Deutschlands. 
Diese Regelung ist nur im Wege der verfassungsändernden 
Gesetzgebung möglich, setzt also voraus, daß dem Grundge­
setz mit der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Bundestages und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates 
ein die Verfassungsrevision ordnender Revisionsartikel einge­
fügt wird (Artikel 79 GG). Denn jede legale Verfassungsrevi­
sion weicht vom Bestand des Grundgesetzes ab und stellt 
deshalb eine Verfassungsänderung dar. Die verfassungsstaat­
liche Demokratie stellt ihre verfassungsmäßige Ordnung nicht 
zur Disposition verfahrensloser öffentlicher Meinungs- und 
Willensbildung. Das Grundgesetz - jetzt die Verfassung 
Deutschlands - stellt die Verfahren bereit, die neue Ideen und 
Verbesserungen der Verfassungsverhältnisse zu ihrer Verwirk­
lichung benötigen würden. 
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1. Einführung: Historische und verfassungspolitische 
Ortsbestimmung 
Bernhard Schlink: Deutsch-deutsche Verfassungsentwicklungen im Jahre 1990 
Dieser (hier gekürzte) Aufsatz ist in der Zeitschrift Der Staat, H . 2, 30. Jg. 
(1991), S. 163-180 erschienen. 
Ulrich K . Preuß: Z u einem neuen Verfassungsverständnis 
Der Aufsatz ist das Schlußkapitel des Buches Revolution, Fortschritt und 
Verfassung. Zu einem neuen Verfassungsverständnis, Berlin 1990, S. 73-89. 
Wolfgang Ullmann: Deutsche Einheit - aber was ist das? 
Der Aufsatz ist in der Zeitschrift Blätter für deutsche und internationale Politik, 
H . 12, 35. Jg. (1990), S. 1433-1442 erschienen. 
2. Eine neue Verfassung für das vereinigte Deutschland? 
/. Von der Revolution zur Einheit 
Bernd Guggenberger/Tine Stein: Abschied von der Kontinuitätsillusion. Rück­
blick auf die Verfassungsdiskussion im Lichte der »Hauptstadtdebatte« 
Originalbeitrag, der im Sommer 1991, in der Rückschau auf die Verfassungs­
diskussion im Jahr der deutschen Einheit, verfaßt worden ist. 
Bernd Hohmann: Etappen des verfassungsrechtlichen Diskurses und der Ver­
fassungsgesetzgebung nach der revolutionären Wende in der D D R 
Der Aufsatz geht auf verschiedene Vorträge zurück: Die verfassungsrechtliche 
Entwicklung in der D D R - Etappen und Perspektiven, gehalten vor Mitglie­
dern des Fachbereichs Rechtswissenschaft an der Universität Bielefeld im Mai 
1990; Eine neue Verfassung für die D D R ? , gehalten im Politischen Club der 
Deutschlandbibliothek der Friedrich-Ebert-Stiftung in Würzburg im Februar 
1990; Was hat die ehemalige D D R in eine Verfassungsdiskussion einzubrin­
gen?, gehalten im November 1990 auf einer Wahlkampfveranstaltung der 
Grünen in Karlsruhe. 
Wilhelm Hennis: Die Chance einer ganz anderen Republik. Zur Verfassung 
des zukünftigen Deutschland 
Dieser Beitrag wurde in der Woche nach dem Modrow-Besuch geschrieben. Er 
ist in der FAZ am 10. 3. 1990 (Nr. 59, Tiefdruckbeilage) erschienen. 
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Dieter Grimm: Zwischen Anschluß und Neukonstitution. Wie aus dem Grund­
gesetz eine Verfassung für das geeinte Deutschland werden kann 
Der Aufsatz ist in der FAZ am 5. 4. 1990 (Nr. 81), S. 35 erschienen. 
Hans-Peter Schneider: Die Zukunft des Grundgesetzes. Bedarf die Verfassung 
einer Bestätigung? 
Dieser Aufsatz ist in der FAZ am 16. 11. 1990 (Nr. 268), S. 14 erschienen. 
Helmut Simon: Markierungen auf dem Weg zu einer neuen gesamtdeutschen 
Verfassung 
Dieser Aufsatz stellt die aktualisierte Fassung eines Referates des Autors auf 
dem Rechtspolitischen Kongreß der Friedrich-Ebert-Stiftung im Juli 1990 in 
Potsdam dar; publiziert in: Neue Justiz, H . 12, 44. Jg. (1990), S. 516-518 
Birgit Laubach: Die Frau als Citoyenne. E in Beitrag zur Verfassungsdebatte 
aus feministischer Sicht 
Dieser Aufsatz ist die schriftliche Fassung eines Vortrages, den die Autorin auf 
dem Kongreß »Frauen für eine neue Verfassung« am 29. 9. 1990 in der 
Frankfurter Paulskirche gehalten hat; publiziert in leicht gekürzter Fassung in: 
die tageszeitung, 15. 10. 1990, S. 15 
Ute Gerhard: Maßstäbe einer anderen Verfassung auch für Frauen - eine 
andere Freiheit, Gleichheit, Würde 
Dieser Aufsatz ist ein Auszug aus einer Rede, die die Autorin auf dem 
Kongreß »Frauen für eine neue Verfassung« am 29. 9. 1990 in der Frankfurter 
Paulskirche gehalten hat und die vollständig in dem Sonderheft »Extra 1« der 
Feministischen Studien (1991) dokumentiert ist. 
//. Wege zur deutschen Einheit. Verfassungspolitische 
Kontroversen 
Ulrich Storost: Das Ende der Übergangszeit. Erinnerung an die verfassungge­
bende Gewalt 
Dieser Aufsatz ist in der Zeitschrift Der Staat, H . 4, 29. Jg. (1990), S. 321-331 
erschienen. 
Robert Leicht: Einheit durch Beitritt. Eine neue Verfassung kann nur schlech­
ter werden 
Dieser Aufsatz ist in der Zeit am 23. 2. 1990 (Nr. 9), S. 3 und am 2. 3.1990 (Nr. 
10), S. 7 erschienen. 
Rosemarie Wil l : Der verfassungs- und völkerrechtliche Weg zur Deutschen 
Einheit. Eine Stellungnahme 
Dieser Beitrag ist ein Vortrag, den die Autorin auf einer Expertentagung der 
Evangelischen Akademie Loccum (25.-27. 3. 1990) gehalten hat, publiziert in: 
Die Rechtssysteme in der D D R und Bundesrepublik. Probleme und Perspekti­
ven der deutsch-deutschen Rechtsangleichung, Loccumer Protokolle Nr . 32, 
1990, hrsg. v. Wolfgang Greive und Christian Pfeiffer, S. 33-39 
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Bernd Hohmann: Verfassungsstreit um Einigung. Ein Beitrag zur gesamtdeut­
schen Verfassungsdiskussion 
Dieser Aufsatz ist in gekürzter Fassung in der Zeitschrift Die Andere, Februar 
1990, S. 14 erschienen. 
Josef Isensee: Abstimmen, ohne zu entscheiden? Ein Plebiszit über die Ver­
einigung ist nicht vorgesehen und auch nicht wünschenswert 
Dieser Aufsatz ist in der Zeit am 8. 6. 1990 (Nr. 24), S. 10 erschienen. 
Ernst Gottfried Mahrenholz: Das Volk muß »Ja« sagen können. Jede Verfas­
sung braucht die ausdrückliche Zustimmung der Staatsbürger 
Dieser Aufsatz ist in der Zeit am 8. 6. 1990 (Nr. 24), S. 10 erschienen. 
Ernst Benda: Das letzte Wort dem Volke. Auch die ostdeutschen Bürger 
müssen sich unsere Verfassung zu eigen machen 
Dieser Aufsatz ist in der Zeit am 14. 9. 1990 (Nr. 38), S. 13 erschienen. 
Jürgen Seifert: Klassenkampf von rechts oder Modernisierung des Grundgeset­
zes? 
Dieser Aufsatz ist in der Zeitschrift Gewerkschaftliche Monatshefte, H . 10, 41. 
Jg. (1990), S. 614-622 erschienen. 
Peter Häberle: Verfassungspolitik für die Freiheit und Einheit Deutschlands. 
Ein wissenschaftlicher Diskussionsbeitrag im Vormärz 1990 
Dieser Aufsatz ist in der Zeitschrift Juristenzeitung, H . 8, 45. Jg. (1990), 
S. 358-363 erschienen und geht auf einige Vorträge zurück, die der Autor im 
Frühjahr 1990 an verschiedenen südeuropäischen Universitäten gehalten hat. 
Dieter Grimm: Das Risiko Demokratie. Ein Plädoyer für einen neuen parla­
mentarischen Rat 
Dieser Aufsatz ist in der Zeit am 10. 8. 1990 (Nr. 33), S. 34 erschienen. 
Josef Isensee: Wenn im Streit über den Weg das Ziel verlorengeht. Ein 
schonsamer Beitritt der D D R ist der sicherste Weg zur Einheit 
Dieser Aufsatz ist in der FAZ am 12. 4. 1990 (Nr. 87), S. 14 erschienen. 
///. Der Einigungsvertrag ab verfassungspolitisches Präjudiz? 
Wolfgang Schäuble: Der Einigungsvertrag - Vollendung der Einheit Deutsch­
lands in Freiheit 
Der Aufsatz ist in der Zeitschrift für Gesetzgebung, H . 4, 5. Jg. (1990), 
S. 289-307 erschienen. 
Klaus Stern: Der verfassungsändernde Charakter des Einigungsvertrages 
Dieser Aufsatz ist erschienen in der Deutsch-Deutschen Rechtszeitschrift, 1. Jg. 
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(1990), H . 9, S. 28^-294 (in etwas veränderter Form) und in den Verträgen und 
Rechtsakten zur deutschen Einheit, Band 2, Einigungsvertrag und Wahlvertrag, 
herausgegeben und eingeleitet von Klaus Stern und Bruno Schmidt-Bleibtreu, 
München 1990, S. 39-50. 
Peter Badura: Das Grundgesetz - Verfassung für Deutschland 
Dieser Beitrag ist in den Gewerkschaftlichen Monatsheften, H . 10, 41. Jg. 
(1990), S. 621-629 veröffentlicht. 
Martin Kriele: Artikel 146 G G : Brücke zu einer neuen Verfassung 
Dieser Beitrag geht auf einen Artikel in der Welt, Nr. 190, 16. 8. 1990, S. 10 
zurück und ist in erweiterter und stark überarbeiteter Fassung in der Zeitschrift 
für Rechtspolitik, H . 1, 24. Jg. (1991), S. 1-5 veröffentlicht. 
TV. Die Diskussion über den Verfassungsentwurf 
des Runden Tisches 
Wolfgang Templin: Der Verfassungsentwurf des Runden Tisches. Hinter­
gründe und Entstehungsbedingungen 
Dieser Aufsatz ist erschienen in den Gewerkschaftlichen Monatsheften, H . 5/6, 
41. Jg. (1990), S. 370-375. 
Ulrich K . Preuß: Auf der Suche nach der Zivilgesellschaft. Der Verfassungs­
entwurf des Runden Tisches 
Dieser Aufsatz ist erstmalig in der FAZ am 28. 4. 1990 (Nr. 99), Tiefdruckbei­
lage, erschienen. 
Gerd Roellecke: Dritter Weg zum zweiten Fall . Der Verfassungsentwurf des 
Runden Tisches würde zum Scheitern des Staates führen 
Dieser Aufsatz ist in der FAZ am 12. 5. 1990 (Nr. 134), S. 8 erschienen. 
Karl-Heinz Ladeur: Verfassungsgebung als Katharsis. Der Entwurf des »Run­
den Tisches« 
Dieser Aufsatz ist in der Zeitschrift liberal, H . 4, 32. Jg. (1990), S. 79-84 
erschienen. 
Der Verfassungsentwurf des Runden Tisches: Kurzkommentare von Autoren 
und Beratern (Beiträge von: Tatjana Ansbach, Tatjana Böhm, Erich Fischer) 
Diese Beiträge sind bereits im Apri l des Jahres 1990 unmittelbar nach Fertig­
stellung des Verfassungsentwurfs des Runden Tisches erstellt worden. Eine 
Veröffentlichung gemeinsam mit weiteren Kurzkommentaren sowie Interviews 
mit den Autoren und Beratern der Arbeitsgruppe »Neue Verfassung« kam 
jedoch bisher nicht zustande. Die Herausgeber bedanken sich an dieser Stelle 
herzlich bei Tatjana Ansbach, die die Redaktion der Beiträge besorgte, für die 
Genehmigung zur erstmaligen Veröffentlichung in diesem Buch und bei Bernd 
Hohmann für seine hilfreiche redaktionelle Mitarbeit. 
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V. Vom Grundgesetz zur Verfassung 
Wcolfgang Ullmann: Das Recht und die Grundrechte in der neuen Demokratie 
Dioeser Aufsatz ist in der Zeitschrift Gewerkschaftliche Monatshefte, H . 10, 
41. . Jg. (1990), S. 630-639 erschienen. 
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Die Autoren und Autorinnen 
A N S B A C H , T A T J A N A , geb. 1948, Dr . sc. iur., Dozentin am Fachbereich Rechts­
wissenschaft der Humboldt-Universität Berlin, Beraterin der Arbeitsgruppe 
»Neue Verfassung« des Runden Tisches der D D R ; Veröffentlichungen u. a.: 
Selbstbestimmung und Verbot der Rassendiskriminierung im Völkerrecht (ge­
meinsam mit H. -J . Heintze), (1987), »Internationale Sicherheit braucht Ach­
tung der Menschenrechte«, in: Wissenschaftliche Zeitschrift der Humboldt-
Universität Berlin (1990, Nr. 2, S. 111 ff.), »Oeconomic factors contributing to 
racism and radical discriminations in: UN. DOC. HRIGENEVA (1990) S E M . 
1/BP. 4 
B A D U R A , PETER, geb. 1934, Dr . jur., o. Professor für Öffentliches Recht, 
Rechts- und Staatsphilosophie an der Juristischen Fakultät der Ludwig-Maxi­
milians-Universität München; Veröffentlichungen u.a. Wirtschaftsverfassung 
und Wirtschaftsverwaltung (1971), Verfassungsrechtliche Bindungen der Rund­
funkgesetzgebung (1980), Paritätische Mitbestimmung und Verfassung (1985), 
Staatsrecht (1986), »Die politische Freiheit in der Demokratie«, in: Festschrift 
für Helmut Simon (1987), Der Schutz von Religion und Weltanschauung durch 
das Grundgesetz (1989) 
B E N D A , E R N S T , geb. 1925, Dr . iur. h . c , o. Professor für Öffentliches Recht mit 
Schwerpunkt Verfassungsrecht an der Universität Freiburg, 1955-1971 Rechts­
anwalt in Berlin, 1968/69 Bundesminister des Innern, 1971-1983 Präsident des 
Bundesverfassungsgerichtes; zahlreiche juristische Veröffentlichungen 
B Ö H M , T A T J A N A , geb. 1954, Dipl . Soziologin, Politikberaterin für Sozialpolitik 
bei der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag, Mitautorin des Verfas­
sungsentwurfes des Kuratoriums für einen demokratisch verfaßten Bund deut­
scher Länder, Vertreterin des Unabhängigen Frauenverbandes am Runden 
Tisch der D D R und in der Arbeitsgruppe »Neue Verfassung«, Ministerin ohne 
Geschäftsbereich der D D R von Februar bis Apr i l 1990; Veröffentlichungen 
u. a.: Sozialcharta des Runden Tisches der DDR (Mitautorin, 1990), zahlreiche 
Aufsätze zur Sozialpolitik und zu Gleichstellungsfragen 
FISCHER, E R I C H , geb. 1933, Dr. sc. iur., Wiss. Mitarbeiter am Institut für 
Rechtswissenschaften-Berlin, Mitarbeit am Verfassungsentwurf des Kurato­
riums für einen demokratisch verfaßten Bund deutscher Länder, Vertreter der 
SPD am Runden Tisch der D D R und in der Arbeitsgruppe »Neue Verfas­
sung«; Veröffentlichungen u. a.: Für das Wohl des Menschen. 30 Jahre Gesund­
heitswesen der DDR (2 Bde., 1979), »Die Entwicklung der Staatsauffassung 
der K P D zur Zeit der faschistischen Diktatur in Deutschland«, in: KPD und 
Staatsfrage, hrsg. v. K . - H . Schöneburg (1986), Verfassungen deutscher Länder 
und Staaten. Von 1816 bis zur Gegenwart (1989), Verfassungen in der DDR 
(1990) 
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G E R H A R D , U T E , geb. 1939, Dr. phil., Professorin für Soziologie, Schwerpunkt 
Frauenforschung an der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt 
a . M . , Mitautorin des Verfassungsentwurfs des Kuratoriums für einen demo­
kratisch verfaßten Bund deutscher Länder; Veröffentlichungen u.a.: Verhält­
nisse und Verhinderungen (1978), Gleichheit ohne Angleichung. Frauen im 
Recht (1990), Die Geschichte der deutschen Frauenbewegung (1990) 
G R I M M , DIETER, geb. 1937, Dr. iur., L L . M . (Harvard), Richter des Bundesver­
fassungsgerichts, o. Professor für Öffentliches Recht an der Universität Biele­
feld; Veröffentlichungen u. a.: Solidarität als Rechtsprinzip (1973), Rechtswis­
senschaft und Nachbarwissenschaften, 2 Bände (2. Auf l . 1986), Recht und Staat 
der bürgerlichen Gesellschaft (1987), Deutsche Verfassungsgeschichte, Band 1 
(1988), Die Zukunft der Verfassung (1991) 
G U G G E N B E R G E R , B E R N D , geb. 1946, Dr . phil., Professor für Politische Wissen­
schaft an der Freien Universität Berlin; Veröffentlichungen u.a.: An den 
Grenzen der Mehrheitsdemokratie (1984, gemeinsam mit C . Offe), Sein oder 
Design. Zur Dialektik der Abklärung (1987), Das Menschenrecht auf Irrtum. 
Anleitung zur Unvollkommenheit (1987), Wenn uns die Arbeit ausgeht. Die 
aktuelle Diskussion um Arbeitszeitverkürzung, Einkommen und die Grenzen 
des Sozialstaats (1988), Der erste der letzten Kriege. Nachgedanken zum Golf­
krieg (1991) 
H Ä B E R L E , PETER, geb. 1934, Dr. jur., o. Professor für Öffentliches Recht, 
Rechtsphilosophie und Kirchenrecht an der Universität Bayreuth, zugleich 
ständiger Gastprofessor für Rechtsphilosophie an der Hochschule St. Gallen, 
Mitglied des Lehrkörpers der Hochschule für Politik in München; Veröffent­
lichungen u.a.: Die Wesensgehaltgarantie des Art. 19 Abs. 2 Grundgesetz 
(1962, 3. Auf l . 1983), Erziehungsziele und Orientierungswerte im Verfassungs­
staat (1981), Kulturstaatlichkeit und Kulturverfassungsrecht (Hrsg.) (1982), Das 
Menschenbild im Verfassungsstaat (1988), »1789 als Teil der Geschichte, Ge­
genwart und Zukunft des Verfassungsstaates«, in: Jahrbuch des öffentlichen 
Rechts (1988, S. 35-64), Herausgeber des Jahrbuchs des Öffentlichen Rechts 
H E N N I S , W I L H E L M , geb. 1923, Dr . iur., Professor (emerit.) am Seminar für 
Wissenschaftliche Politik der Universität Freiburg; Veröffentlichungen u.a.: 
Verfassung und Verfassungswirklichkeit. Ein deutsches Problem (1968), Regier-
barkeit. Studien zu ihrer Problematisierung (Hrsg., gemeinsam mit Ulrich Matz 
und Peter Graf Kielmansegg) (1977), Politik und praktische Philosophie. 
Schriften zur politischen Theorie (1977), Max Webers Fragestellung. - Studien 
zur Biographie des Werks (1987) 
H O H M A N N , B E R N D , geb. 1960, Dr . iur., Mitarbeiter am Zentrum für europäi­
sche Rechtspolitik an der Universität Bremen, z. Z . Freistellung zur Mitarbeit 
am Europäischen Parlament (»Robert-Schuman-Scholar«), 1989-1991 Assi­
stent am Fachbereich Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität bei Frau 
Professor R . Wi l l , Mitarbeit am Runden Tisch der D D R , insbesondere in der 
Arbeitsgruppe »Neue Verfassung«; Veröffentlichungen: Mitautor an einer 
Schrift über Möglichkeiten der Verfassungsgerichtsbarkeit in der D D R Verfas-
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sungsgerichtsbarkeit Wozu (1990), Konferenzbeitrag in Deutsche Einheit und 
EG (1990) 
ISENSEE, JOSEF, geb. 1937, Dr. iur. utr., o. Professor für Öffentliches Recht an 
der Universität Bonn; Veröffentlichungen u. a.: Subsidiäritätsprinzip und Ver­
fassungsrecht (1968), Das legalisierte Widerstandsrecht (1969), Die typisierende 
Verwaltung (1976), Grundrechte und Demokratie (1981), Das Grundrecht auf 
Sicherheit (1983), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland 
(Herausgeber gemeinsam mit Paul Kirchhof) (Bde. I u. II. 1987, Bd. III 1988, 
Bd . VI 1989, Bd . IV 1990) 
L A D E U R , K A R L - H E I N Z , geb. 1943, Dr . jur., Professor für Öffentliches Recht an 
der Universität Bremen; Veröffentlichungen u.a.: zusammen mit H . Ridder, 
Das sog. politische Mandat von Universität und Studentenschaft, (2. Aufl . 
1976), Rechtssubjekt und Rechtsstruktur (1978), zusammen mit F. Hase, Ver­
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